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Aufruf zur Festigung des Friedens und zur Abrüstung
Die regionale Konsultation der Juristenvereinigungen europä­
ischer sozialistischer Länder, die vom 30. September bis 1. Okto­
ber 1983 in Varna, VR Bulgarien, stattfand, hat sich mit den 
aktuellen Fragen hinsichtlich der Rolle und der neuen Aufgaben 
der Juristen unter den Bedingungen der erhöhten Gefahr einer 
nuklearen Katastrophe beschäftigt. Die alarmierende gegenwär­
tige internationale Situation stellt die Ehre und das Gewissen der 
Juristen auf die Probe. Nie kam seit dem zweiten Weltkrieg dem 
Kampf für die Achtung der Prinzipien und Normen des interna­
tionalen Zusammenlebens derartige Bedeutung zu.

In Anbetracht der Berufung und der Verantwortung der Juri­
sten in der gegenwärtigen Epoche richten wir den dringenden 
Aufruf an die Juristen aller Länder, noch entschiedenere und auf­
einander abgestimmte Aktionen im Namen der unveräußerlichen 
Rechte der Völker auf Frieden und Leben zu ergreifen. In diesem 
für die Zukunft der Menschheit kritischen Augenblick ist es un­
erläßlich, daß sich alle der Notwendigkeit bewußt werden, das 
beispiellose Wettrüsten einzustellen, für die Abrüstung zu kämp­
fen und den militärischen Konflikten, die verschiedene Gebiete 
dieser Erde verheeren, ein Ende zu setzen.

Die Juristen können nicht nur zu den Bemühungen um die 
Entwicklung und Demokratisierung der Normen, die die Bezie­
hungen zwischen den Staaten regeln, einen noch bedeutenderen 
Beitrag leisten, sondern auch für deren strikte Einhaltung. Sie 
können ihre positive Rolle verstärken im Kampf für die Verhütung 
eines nuklearen Krieges, gegen die mit der Charta der Vereinten 
Nationen unvereinbaren strategischen Doktrinen der USA vom 
„entwaffnenden Erstschlag“, vom „begrenzten Kernkrieg" und 
vom „verlängerten nuklearen Konflikt“, gegen die Entscheidung 
der NATO, in Westeuropa neue amerikanische Mittelstreckenra­
keten zu stationieren.

Besonders dringlich sind die Aufgaben zur Vereitelung der 
Pläne der Regierung der USA, den kosmischen Raum zu milita­
risieren, Waffensysteme zu entwickeln, die ermöglichen, einen 
Krieg im Kosmos und vom Kosmos aus zu führen, sowie andere 
Waffenarten herzustellen, die auf jüngsten wissenschaftlichen Er­
rungenschaften basieren.

Unsere erste Aufgabe ist es, der Weltöffentlichkeit aufzuzei­
gen, daß der von den USA vorbereitete Nuklearkrieg im Gegen­
satz zu den internationalen Normen steht und das schwerste 
Verbrechen gegen die Menschheit darstellen würde.

Die Schaffung eines dauerhaften Friedens auf der Erde ist

unmöglich ohne die bedingungslose Einhaltung der universell 
anerkannten völkerrechtlichen Prinzipien der Achtung der souve­
ränen Gleichheit, der Nichteinmischung in die inneren Angele­
genheiten, der Unverletzlichkeit der Territorien und Grenzen der 
Staaten, ohne den Verzicht auf die imperialistische Politik der 
Aggression und Provokation gegen die friedliebenden Länder und 
Völker.

Die Initiativen zur Wahrung und Vertiefung der internationa­
len Entspannung erfordern die breiteste Unterstützung durch die 
Weltöffentlichkeit.

Das Madrider Treffen der Teilnehmerstaaten der Konferenz 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, das mit bemer­
kenswerten Resultaten endete, hat die Vitalität der Tendenzen 
zur Entspannung, zur Festigung des Friedens, zur Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa bestätigt und erlaubt, optimistisch zu 
sein. Neue Möglichkeiten für die Fortsetzung des vielfältigen 
Prozesses der Entspannung in Europa und für tatsächliche Ab­
rüstung wurden geschaffen.

Wir rufen die Juristen der europäischen Länder auf, für die 
Verwirklichung der in Madrid Unterzeichneten Vereinbarungen zu 
wirken, für die Regelung aller Probleme auf dem Verhandlungs­
weg, für den Erfolg der bevorstehenden Konferenz über Ver­
trauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen und Abrüstung in 
Europa.

Die kommenden Monate werden für die Völker Europas und 
der anderen Teile der Erde von außerordentlich großer Bedeu­
tung sein. Werden politische Weisheit, Realismus und Verantwor­
tungsgefühl für die friedliche Zukunft der Völker die Oberhand 
gewinnen über die ungeheuerlichen Pläne zur Stationierung neuer 
amerikanischer Raketen auf den Territorien mehrerer Länder 
Westeuropas? Dies ist gegenwärtig die Kernfrage, zu deren Lö­
sung auch die Juristen unseres Kontinents beitragen können. Wir 
müssen uns entschlossen für die Vorschläge zur Beseitigung aller 
Kernwaffen in Europa aussprechen.

Wir hoffen, daß die Juristen aller Länder ihre edle berufliche 
Pflicht als konsequente Verteidiger des Friedens und der inter­
nationalen Rechtsordnung erfüllen und ihre Kräfte nicht schonen 
werden im Ringen für eine glückliche Zukunft der heutigen und 
künftigen Generationen.

Der Frieden und das Leben müssen für immer auf unserem 
Planeten triumphieren.
Varna, 1. Oktober 1983

sich die Vertreter des revolutionären Proletariats in der Min­
derheit befinden werden. Trotzdem muß man sich an den 
Wahlen zu diesem Parlament beteiligen und in diesem Parla­
ment wirken, weil es nicht verhindert oder durch die Errich­
tung der Rätemacht ersetzt werden kann. Denn: „Wir werden 
die Macht nur dann ergreifen, wenn der bewußte, der klare 
Wille der Mehrzahl der Proletarier Deutschlands hinter uns 
steht. Glauben Sie, daß wir heute schon so weit sind? О nein! 
Dann irren Sie sich! Noch nicht einmal in Worten sind wir so 
weit. “ (Käthe Duncker)

2. Um die vorhandene Unreife der Massen zu überwinden, 
muß auch das bürgerliche Parlament ausgenutzt werden: 
„Unsere nächste Aufgabe ist, die Massen zu schulen ... Das 
wollen wir durch den Parlamentarismus erreichen ... Dank 
der Unreife der Massen, die bis jetzt nicht verstanden haben, 
das Rätesystem zum Siege zu bringen, ist es der Gegenrevo­
lution gelungen, die Nationalversammlung als ein Bollwerk 
gegen uns aufzurichten. Nun führt unser Weg durch dieses 
Bollwerk hindurch.“ (Rosa Luxemburg)

3. Die linken Radikalisten können sich die Ausnutzung des
bürgerlichen Parlaments nicht vorstellen, weil für sie nur die 
Scheinalternative existiert: „Entweder Maschinengewehre
oder Parlamentarismus ... Wir wollen etwas verfeinerten 
Radikalismus. Nicht bloß dieses grobkörnige Entweder — 
Oder. Es ist bequemer, einfacher, aber das ist eine Verein­
fachung, die nicht der Schulung und Erziehung der Massen 
dient.“ (Rosa Luxemburg)

4. Der parlamentarische Kampf ersetzt nicht den außer­
parlamentarischen Kampf, „sondern er ist nur gedacht als ein 
Moment zur Unterstützung der Massenaktionen“. (Karl Lieb­
knecht)

5. Es besteht durchaus die Möglichkeit, „daß sich gerade 
um dieses Parlament die wfeiteren außerparlamentarischen 
Kämpfe entspinnen werden. Die Geschichte aibt Beispiele da­

für, daß wir nicht in einer vollkommen bedeutungslosen Kör­
perschaft sitzen, sondern in einer Körperschaft von äußerster 
Gefährlichkeit für das Proletariat, nicht um dort zu schwät­
zen, sondern um dort mitten unter den Feinden des Prole­
tariats zu sein und ihnen die Maske vom Gesicht reißen zu 
können. “ (Karl Liebknecht)

Trotzdem wurde der Antrag mit .62 gegen 23 Stimmen ab­
gelehnt. Dies hat der jungen Partei geschadet. Es erschwerte, 
eine marxistisch-leninistische Strategie zur Verteidigung der 
demokratischen und sozialen Rechte der Werktätigen und für 
die Heranführung der Massen an die sozialistische Revolution 
nach allen Seiten hin auszuarbeiten. Es bestätigte sich, daß 
der proletarischen Revolution „nichts so schädlich ist, als Il­
lusionen ... nichts, was ihr so nützlich ist, wie die klare, offene 
Wahrheit Die Illusionen über die 1919 tatsächlich vorhan­
denen Möglichkeiten, die Diktatur des Proletariats sofort zu 
errichten, führten zu jener Ablehnung.

Im Oktober 1919 begann die KPD, ihre Haltung zum bür­
gerlichen Parlament mit den „Leitsätzen über den Parlamen­
tarismus“ zu korrigieren. Sie erkannte nunmehr an, daß das 
bürgerliche Parlament „zur Einwirkung auf die Massen“ be­
nutzt werden kann.27 Auf dem 4. Parteitag im April 1920 be­
schloß die KPD, sich nunmehr an den Reichstagswahlen zu 
beteiligen. Die praktische Arbeit der kommunistischen Reichs­
tagsfraktion von 1920 bis 1933 belegt, wie sich die KPD auch in 
dieser Frage leninistische Erkenntnisse angeeignet28 und zu­
gleich durch eigene Arbeit bereichert hat.29

*

Die Entwicklung der KPD seit ihrer Gründung belegt, daß 
dieser Akt das wichtigste Ergebnis der Novemberrevolution 
war. Aus Siegen und Niederlagen lernend, die theoretischen 
Leitsätze ständig an den Erfordernissen und Ergebnissen 
der praktisch-politischen Tätigkeit überprüfend, den Erfah-
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